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Beratungskompetenz: Von Kreditinstituten aus Kundensicht (Angaben in Prozent)
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Beratungskompetenz

Bestätigung 
für die Sparkassen

Immer wieder testen Verbraucherschützer 
in mehr oder weniger überzeugenden Stu-
dien die Beratungsqualität von Kreditinsti-
tuten. Das Medienecho auf solche Veröf-
fentlichungen ist regelmäßig groß. Für 
diejenigen Anbieter, die im jeweiligen Test 
schlecht abschneiden, ist dies entspre-
chend mit einem Imageschaden verbun-
den. 

Die Primärbanken der beiden Verbünde 
befinden sich hier in einem konzeptionel-
len Nachteil. Allein durch die schiere Zahl 

in der Gruppe derjenigen Kreditinstitute, 
die ihre Kunden schlecht beraten, könnte 
die Kompetenzanmutung für den gesam-
ten Verbund schwächen, scheint sich je-
doch nicht zu bestätigen. In der Icon-
Studie „Vermögensbarometer 2009” im 
Auftrag des DSGV zumindest schneiden 
die Sparkassen in Sachen Beratungskom-
petenz mit Abstand am besten ab, gefolgt 
von den VR-Banken, während die Com-
merzbank sich mit der roten Laterne des 
Schlusslichts unter den Filialbanken be-
gnügen muss. Im Vergleich zum Vorjahr 
wurden die Werte der Sparkassen sogar 
noch verbessert. 

Das zeigt: Das Vertrauen, das die Kunden 
in der Finanzkrise auf die öffentlich-recht-

der Institute ist es fast unausweichlich, 
dass sich auch Sparkassen und/oder Ge-
nossenschaftsbanken in der Gruppe der 
Schlusslichter finden, die für ihre schlech-
te Beratung gebrandmarkt werden. Auch 
in der Januar-Ausgabe von Stiftung Wa-
rentest ist dies wieder der Fall. 

Die Befürchtung, die stete Nennung von 
Sparkassen und Genossenschaftsbanken 

lichen und genossenschaftlichen Kreditins-
titute setzten, mag zwar primär dem Ge-
danken der Sicherheit geschuldet gewesen 
sein, aber nicht nur. Sonst wäre der Stroh-
feuereffekt längst verpufft. 

Auch die Tatsache, dass man den Verbün-
den weniger als den privaten Banken die 
vordringliche Orientierung an der Gewinn-
maximierung unterstellt, dürfte hier mit 

einfließen. An der Dringlichkeit der Auf-
gabe, solche Imagewerte auch im Um- 
feld des Konditionenwettkampfs in Ge-
schäft umzusetzen, ändert dies freilich 
nichts.  sb

Anlageberatung

Frankfurter Volksbank:  
unverdient betroffen 

Die Kreditwirtschaft zählt mit zu den am 
stärksten regulierten Banken in Deutsch-
land, konstatiert Hans-Joachim Tonnelier, 
der Vorstandsvorsitzende der Frankfurter 
Volksbank, mit Blick auf das Thema Kre-
ditvergabe. Wenngleich in seinem Haus 
die Kreditvergabe nicht stockt, zeigt er des-
halb Verständnis für Kollegen, die – auch 
um persönliche straf- und zivilrechtliche 
Konsequenzen zu vermeiden – den Weg 
des geringsten Risikos gehen, im Zweifels-
fall also die Bonität eines Kreditnehmers 
eher zu kritisch als zu wohlwollend be-
werten. 

Von der zunehmenden Regulierung betrof-
fen sieht Tonnelier sein Haus vor allem im 
Blick auf die neuen Vorschriften zum  
Anlegerschutz, mit denen – typisch 
deutsch, wie er meint – deutlich überzogen 
werde. Arbeitsanweisungen von mittler-
weile rund 5 000 Seiten für die Berater 
seien die Folge. 

Beim Thema Falschberatungen ist die 
Frankfurter Volksbank zwar bisher „ohne 
Blessuren” davongekommen. Lehman-
Zertifikate etwa oder auch die eine Weile 
so verbreiteten Koppelprodukte aus Fest-
geldanlagen und Fonds hatte die Bank nie 
vertrieben. Schadenersatzansprüche oder 
-klagen gegen sie laufen deshalb nicht, 
was Tonnelier sicher nicht ganz zu Unrecht 
als Beleg dafür wertet, dass immer behut-
sam und seriös beraten wurde.
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Dass man unter den neuen Vorschriften 
mitleiden muss, wird unter diesen Umstän-
den als besonders bitter empfunden. Der 
Aufwand durch die neuen Dokumentati-
onspflichten sei „erheblich”. 

Und das bleibt auch nicht ohne Konse-
quenzen für den Kunden: Angesichts des 
formalen Aufwands könne die Wertpapier-
beratung nicht mehr normalen Beratern 
zugewiesen werden. Die Frankfurter haben 
sie deshalb in drei Wertpapierfachzentren 
konzentriert. Und in der Telefonberatung 
(die immerhin weiterhin angeboten wird), 
sichert man sich durch Aufzeichnung der 
Gespräche ab. 

An den von Bundesverbraucherschutzmi-
nisterin Ilse Aigner ins Gespräch ge-
brachten „Beipackzetteln” für Finanzpro-
dukte hat Tonnelier erhebliche Zweifel 
hinsichtlich ihres Nutzwerts. Schließlich 
drängt sich dem Patienten beim Lesen der 
Beipackzettel der Pharmaindustrie oft ge-
nug der Verdacht auf, dass er besser über-
haupt keine Medikamente einnehmen 
sollte. Ganz ohne kommt man aber nun 
einmal manchmal nicht aus. Ähnliches 
befürchtet er auch für die Finanzbranche: 
Anbieter können sich durch solche Infor-
mationsblätter möglicherweise besser ab-
sichern – nach dem Motto: „Wir haben 
Euch gewarnt.” Dem Kunden ist damit 
aber letztlich wenig gedient.  sb

Preispolitik

Baufinanzierung mit  
Zinssenkungsoption

Bei der Baufinanzierung sind die Deut-
schen im internationalen Vergleich für 
ihre lange Zinsbindung bekannt. Das gibt 
eine Planungssicherheit, die wohl so 
manchem US-Bürger die Zwangsverstei-
gerung seiner Immobilie aufgrund stark 
gestiegener Zinsen erspart hätte. In Pha-
sen fallender Zinsen kann eine lange Zins-
festschreibung aber auch zum Ärgernis 
werden, wenn der Kunde das Gefühl hat, 
zu früh abgeschlossen zu haben. So man-
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cher Bauwillige schiebt deshalb sein Vor-
haben auf, um auf den günstigsten Zeit-
punkt zu warten. 

Für Letztere hat die Hannoversche Leben 
als Partner des Baugeldvermittlers Hypo-
thekendiscount eine neuartige Vertragsva-
riante im Angebot. Mit „Zinsupdate” erhal-
ten Kunden die Möglichkeit, einmalig 
während des ersten Jahres der Laufzeit 
von Zinssenkungen zu profitieren und auf 
einen niedrigeren Zinssatz umzusteigen. 

Für diese Option wird ein Zinsaufschlag 
von 0,25 Prozent fällig. Lohnend ist das 
Produkt also nur für diejenigen Kunden, 
die bei absehbar weiter fallenden Zinsen 
ihre Finanzierung sofort benötigen. Der 
Kunde ist damit nicht unbedingt besser 
bedient als mit einer Kombination aus 
Annuitätendarlehen und variablem Kredit. 
Für den Anbieter dagegen bietet das Preis-
modell – gerade in einem Umfeld, in dem 
die Konditionen eine ganz erhebliche Rol-
le für die Abschlussentscheidung spielen 

– die Chance, sich vom Wettbewerb zu 
differenzieren.  Red.

Altersvorsorge

Online-Beratung  
bei Fidelity 

Altersvorsorge ist üblicherweise das Pa-
radethema, bei dem Finanzdienstleister 
die Notwendigkeit der persönlichen Bera-
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tung weit in den Vordergrund stellen. Dass 
es auch anders geht, zeigt Fidelity Inter-
national, die im Dezember als eigenen 
Angaben zufolge erste Fondsgesellschaft 
in Deutschland in einem Online-Portal 
Beratung und Produktabschluss kombi-
niert, um so das Direktgeschäft zu erwei-
tern. 

Kernstück der Online-Beratung ist eine 
Analyse des Vorsorgebedarfs. Beim Ver-
sorgungs-Check können Privatanleger 
eine Vielzahl individueller Parameter ein-
geben und erhalten so ein Bild über ihr 
voraussichtliches Einkommen im Ruhe-
stand sowie mögliche Versorgungslücken. 
Gemäß den Angaben zur jeweiligen Le-
benssituation wird ein Vorsorgeprodukt 
ausgewählt und der persönlichen Anlage-
strategie und dem Versorgungsbedarf 
entsprechend ausgestaltet. Von jedem 
Beratungsschritt aus kann der Kunde di-
rekt zum Produktabschluss gelangen oder 
auch beim Serviceteam anrufen. Auch 
persönliche Berater können vermittelt wer-
den.

Um alle gesetzlichen Anforderungen zu 
erfüllen, wurde eigens eine Versicherungs-
vertriebsgesellschaft gegründet. Entschei-
det der Kunde sich für ein Vorsorgeprodukt 
(im Angebot sind zwei fondsgebundene 
Rentenversicherungen oder ein Fondsde-
pot), fließen seine Angaben in ein aus-
führliches Beratungsprotokoll ein. Ande-
renfalls werden die Daten nur gespeichert, 
wenn der Kunde dies ausdrücklich 
wünscht. 

Dies geht freilich aus der Startseite des 
Beratungsangebots nicht hervor. Hier wird 
der Kunde schlicht aufgefordert, zunächst 
persönliche Daten einzugeben – was sich 
für manchen als abschreckend auswirken 
dürfte, der sich nur ganz anonym und 
unverbindlich informieren will und viel-
leicht fürchtet, mit der Preisgabe seiner 
Identität womöglich Tür und Tor für lästige 
Werbekontakte zu öffnen. Dem Wettbe-
werb kann es nur recht sein. Daran, dass 
sich das Beratungsgeschäft auch beim 
komplexen Thema Vorsorge in diese Rich-

tung bewegen wird, können aber auch 
solche Schönheitsfehler letztlich wohl 
nichts ändern.  sb

Bargeldversorgung

Trittbrettfahrer  
Deutsche Bank

Bei grundsätzlichen Veränderungen der 
Branchenstandards – sei es in strate-
gischer oder auch in technischer Hinsicht 
– zu den Innovationsführern zu gehören, 
ist zweifellos eine Frage des Images. Die 
Deutsche Bank, ihres Zeichens Deutsch-
lands größtes und international ambitio-
niertestes Bankhaus, schreibt sich jeden-
falls den Titel des Innovationsführers recht 
gerne auf die Fahnen. 

Entsprechend vollmundig hat das Insti- 
tut Mitte Dezember des vergangenen Jah-
res denn auch bekannt gegeben, die kos-
tenfreie Bargeldversorgung für seine Kun-
den ausgebaut zu haben. An über 500 
Shell Tankstellen in Deutschland kön- 
nen diese nun mit ihren Debit- oder  
Sparkarten gebührenfrei Bargeld abheben. 
Bis Mitte 2010 werde dieser Service  
auf  rund 1 300 Shell-Tankstellen ausge- 
weitet. 

In einem Nebensatz erfolgt dann freilich 
auch die Erklärung, dass der neue Service 
durch die Kooperation von Deutscher 
Bank und Postbank ermöglicht werde. Die 
Zusammenarbeit mit Shell ist auf Initiative 
der Bonner Bank entstanden, die doch 
eher das Image eines mitunter trägen gel-
ben Riesen hat.  hm

Konsumentenkredit 

BGH-Urteil mit moderaten 
Auswirkungen

Am 15. Dezember 2009 hat der Bundes-
gerichtshof entschieden (Aktenzeichen XI 
ZR 45/09), dass Verbraucherkreditverträ-
ge und Restkreditversicherungen im juris-

tischen Sinne „verbundene Geschäfte” 
sind. Wurden Kreditnehmer in der Wider-
rufsinformation nicht auf diesen Verbund-
charakter hingewiesen, können sie den 
Darlehensvertrag unbefristet widerrufen, 
und auch der Versicherungsvertrag würde 
damit hinfällig. 

Mit dieser Entscheidung hat der BGH ei-
nen Sachverhalt geklärt, der in der Recht-
sprechung bislang unterschiedlich be-
urteilt wurde. Eine große Rücktrittswelle 
erwartet der Bankenfachverband gleich-
wohl nicht. Zum einen werden etwa drei 
Viertel der Ratenkreditverträge ohnehin 
nicht in Verbindung mit einer Restschuld-
versicherung abgeschlossen. 

Eine GfK-Studie im Auftrag des Banken-
fachverbands hat überdies gezeigt, dass 
die Restschuldversicherung von Kunden 
weit besser beurteilt wird und beliebter ist, 
als die häufige harsche Kritik von Verbrau-
cherschützern vermuten ließe. Die Fälle, 
in denen Kunden sich tatsächlich zu ei-
nem Abschluss genötigt sahen und nun 
nach einem Ausweg aus dem Vertrag su-
chen, dürften sich also in engen Grenzen 
halten. 

Zudem ist es fraglich, ob der Widerruf dem 
Kunden tatsächlich einen Vorteil brächte: 
Schließlich müsste in diesem Falle der 
ausstehende Kreditbetrag dennoch unmit-
telbar zurückgezahlt werden. Und eine 
Umschuldung könnte unter Umständen 
auch teurere Konditionen mit sich bringen, 
wodurch der Wegfall der Versicherungs-
prämie wieder aufgezehrt würde.
 
Die praktischen Auswirkungen des Urteils 
dürften sich insofern in Grenzen halten, 
zumal der Versicherungsvertrag bei Auf-
lösung des Kreditvertrags durch den  
Kunden schon immer hinfällig wurde. Be-
deutsam ist die Entscheidungen also  
vermutlich vor allem für die Abfassung  
der Widerrufsbelehrung. Hier muss es da 
und dort vielleicht geringe Anpassungen 
geben, um für die Zukunft den Widerruf 
aufgrund von Formfehlern auszuschlie-
ßen.  Red.


